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Leitfaden für Vereine zur Durchführung von Gremiensitzungen 
in CORONA-Zeiten 

 
Grundlage:
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020.
Dieses Gesetz war ursprünglich bis 31.12.2020 begrenzt und wurde nun um ein Jahr verlängert, 
bis 31. Dezember 2021.
Maßgeblich ist der § 5 Vereine und Stiftungen.
Das Gesetz enthält Regeln, welche die Handlungsfähigkeit von Vereinen sichern sollen. Weitere 
Grundlagen sind die Satzung des Vereins und das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB). 

Beispiel:
Ist eine Präsenzveranstaltung eines Vereines, beispielsweise eine Mitgliederversammlung, 
aufgrund der Corona-Schutzverordnung nicht durchführbar und ist in der Satzung dieses Vereins 
keine alternative Lösung angegeben, so gilt das BGB. In diesem Falle der 

§ 32 Abs. 2 BGB: 
(1) […]
(2) Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluss gültig, wenn alle Mitglieder ihre 
Zustimmung zu dem Beschluss schriftlich erklären.

Dies bedeutet, dass alle Mitglieder schriftlich zustimmen müssten. Das ist besonders bei 
größeren Vereinen nahezu unmöglich. 

Aber hier greift das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie. Die hiermit 
erlassenen Erleichterungen gelten gerade für die Vereine, die keine Alternativen in der Satzung 
stehen haben. 

Die Regelungen im Einzelnen

1. Automatische Verlängerung der Amtszeit von Vorstandsmitgliedern/Organmitgliedern
 
§ 5 Vereine und Stiftungen

(1) Ein Vorstandsmitglied eines Vereins oder einer Stiftung bleibt auch nach Ablauf seiner 
Amtszeit bis zu seiner Abberufung oder bis zur Bestellung seines Nachfolgers im Amt.

Die Amtszeit von Organmitgliedern wird also automatisch verlängert, bis es einen Nachfolger gibt 
(oder der Amtsinhaber wiedergewählt wird).

Das bedeutet, dass man Gremiensitzung verschieben kann. 

Stand: 27.11.2020
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Tipp: Vereinssatzungen, in denen kein Hinweis auf eine Verlängerung der Amtszeit bis zur 
Bestellung eines Nachfolgers enthalten ist, sollten dies bei der nächsten Satzungsänderung 
unbedingt mit aufnehmen und hier noch den Zusatz verfassen, dass eine Wiederwahl möglich 
ist. 

Ohne dieses Gesetz müssten sonst Organmitglieder nach Ablauf ihrer in der Satzung 
festgelegten Amtszeit ausscheiden. 
Durch dieses Gesetz bleibt also der Verein handlungsfähig. 

Formulierungsbeispiel: 

Der 1. und 2. Vorsitzende, der Geschäftsführer und der Kassenführer werden für die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 

Legt ein Vorstandsmitglied während seiner Amtszeit sein Amt nieder, so ist der geschäftsführende 
Vorstand des Vereins ermächtigt, die frei gewordene Position kommissarisch bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung nachzubesetzen. 

2. Durchführung von Gremiensitzungen 

Das Vereinsrecht sieht normalerweise Präsenzveranstaltungen vor und nur hier können durch 
persönliche Teilnahme Mitgliederrechte ausgeübt werden. 

Ohne entsprechende Regelungen in der Satzung könnten Mitgliederentscheide außerhalb von 
Präsenzveranstaltungen nur in schriftlicher Form aller Mitglieder erfolgen, und alle Mitglieder 
müssen dem Beschlussvorschlag zustimmen. 

BGB § 32 Mitgliederversammlung; Beschlussfassung, Abs. 2 

(2) Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluss gültig, wenn alle Mitglieder ihre 
Zustimmung zu dem Beschluss schriftlich erklären.

Hier die neue Regelung (gültig bis 31.12.2021)

§ 5 Vereine und Stiftungen

(1) […]

(2) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann der Vorstand auch 
ohne Ermächtigung in der Satzung Vereinsmitgliedern ermöglichen, 

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teilzunehmen und 
Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation auszuüben oder

2. ohne Teilnahme an der Mitgliederversammlung ihre Stimmen vor der Durchführung der 
Mitgliederversammlung schriftlich abzugeben.
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(3) Abweichend von § 32 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ein Beschluss ohne 
Versammlung der Mitglieder gültig, wenn alle Mitglieder beteiligt wurden, bis zu dem vom Verein 
gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen in Textform abgegeben 
haben und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde.

Fazit 
• Vereine können also virtuelle Gremiensitzungen durchführen, beispielsweise per 

Telefonkonferenz, Videokonferenz oder Kombinationen davon (Präsenz- plus Video). 
• Die Mitglieder, die nicht an einer Mitgliederversammlung teilnehmen können, sollen die 

Möglichkeit einer schriftlichen Stimmabgabe vor Beginn der Versammlung erhalten. 
• Beschlussfassungen können ohne Präsenzveranstaltung und ohne „virtuelle 

Mitgliederversammlung“ schriftlich erfolgen. Voraussetzungen sind:
+ Alle Mitglieder müssen beteiligt werden.
+ Mindestens die Hälfte der Mitglieder muss ihre Stimme bis zu dem vereinbarten Termin 

in Textform abgegeben haben. Textform bedeutet neben der schriftlichen Form mit 
eigenhändiger Unterschrift auch die Möglichkeit, per Fax oder E-Mail zu antworten. 

+ Die erforderliche Mehrheit ergibt sich aus der Satzung. Wenn in der Satzung keine 
Angaben zur erforderlichen Mehrheit festgelegt sind, gilt das BGB, siehe unten.

+ Alle Abläufe müssen natürlich auch dokumentiert werden.

Für den Fall, dass in der Satzung keine Angaben zur erforderlichen Mehrheit bei Beschlüssen 
angegeben sind, gelten die beiden folgenden Paragrafen des BGB: 

BGB - § 32 Mitgliederversammlung; Beschlussfassung

(1) Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht von dem Vorstand oder einem 
anderen Vereinsorgan zu besorgen sind, durch Beschlussfassung in einer Versammlung der 
Mitglieder geordnet. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand bei 
der Berufung bezeichnet wird. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen.

BGB - § 33 Satzungsänderung

(1) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Zur Änderung des Zweckes des Vereins ist die 
Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder 
muss schriftlich erfolgen.

Tipp:
Für die Zukunft sollte jeder Verein bei der nächsten Satzungsänderung die Möglichkeiten 
von virtuellen Sitzungen mit aufnehmen. Man muss Versammlungen nicht zwingend in dieser 
Form durchführen, hätte aber die Option dazu. Eine Ergänzung der Satzung könnte auch die 
schriftliche Form der Stimmangabe berücksichtigen. Hierbei kann man dann auch die Verfahren 
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beschreiben, zum Beispiel die Stimmabgabe per E-Mail usw.
Zu detaillierte Regelungen sollte man aber in der Satzung vermeiden. Diese kann man in einer 
Ordnung, zum Beispiel einer Geschäftsordnung regeln. 

Weiterhin sollte die „erforderliche Mehrheit“ bei Abstimmungen mit in der Satzung 
aufgenommen werden.

Formulierungsbeispiele:

Ordnungsgemäß geladene Organe sind unbeschadet der Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Sie fassen ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

Jede natürliche Person hat unbeschadet der Anzahl der innehabenden Ämter und Funktionen 
nur eine Stimme. Stimmenübertragung ist unzulässig. Auf Antrag von 1/3 der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder wird geheim abgestimmt. 

Im Falle des Präsidiums des Volkmusikerbundes NRW hat man folgende Regelung in der 
Satzung verankert: […] ist das Präsidium nur beschlussfähig, wenn mindestens sieben 
Präsidiumsmitglieder anwesend sind.

Satzungsänderung: 

Eine Änderung dieser Satzung bedarf einer 2/3 Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder der Mitgliederversammlung. 

Auflösung:

Über die Auflösung des Vereins kann in der Mitgliederversammlung, zu der dieser Antrag 
gestellt ist, nur beraten werden. Falls in dieser Mitgliederversammlung der Antrag auf Auflösung 
des Vereins eine Mehrheit findet (nach den Regelungen in der Satzung), ist eine weitere ggf. 
außerordentliche Mitgliederversammlung, frühestens nach vier Wochen, einzuberufen. Diese 
Mitgliederversammlung kann dann mit einer Mehrheit von 2/3 der sich an der Abstimmung 
beteiligten stimmberechtigten Mitgliedern die Auflösung bestimmen. Das Vermögen des Vereine 
wird gem. …….. verteilt. 

In der Satzung sollte dann auch stehen, dass der Verein zum Zwecke einer ordentlichen 
Vereinsführung beispielsweise eine Geschäftsordnung erlassen kann (hier muss das Gremium 
genannt sein, welches diese Vollmacht hat). Die erlassenen Ordnungen sind für alle Mitglieder 
verbindlich. 
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Stichwortartige Auflistung von zu erledigenden Aufgaben bei der Durchführung einer 
Mitgliederversammlung in „virtueller“ oder „schriftlicher“ Form. 

Diese Reihenfolge und Auflistung erfüllt nicht den Anspruch, vollständig zu sein und muss 
individuell an die jeweilige Situation angepasst werden!

•	Durchführung einer Kassenprüfung durch die bestellten Kassenprüfer.
•	Einladung mit Erläuterung des gesamten Verfahrensablaufes, z. B.
+ stimmberechtigter Personenkreis
+ Durchführung der Mitgliederversammlung mit Programm …….
+ Link zur Anmeldung, Ansprechpartner bei technischen Problemen (Tel. /Handy)
+ Form der Stimmangabe
•	Tagesordnung
•	Anlagen zur Tagesordnung
+ Rechenschaftsbericht des Vorstandes
+ Ausführlicher Kassenbericht
+ Bericht der Kassenprüfer
+ Aussprache zu den vorgelegten Berichten 
+ Entlastung des Vorstandes 
+ Wahlen: Welche Ämter stehen zur Wahl, wer bekleidet diese Ämter, wer steht zur Wahl, 

liegen im Falle einer Wiederwahl die (schriftlichen) persönlichen Erklärungen vor, im Falle 
einer Wahl auch das Amt anzunehmen.

+ Aufforderung, interessierte Mitglieder für freie Positionen/Ämter zu gewinnen

Quellen:
1.) Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) (Vereinsrecht: § 21 bis § 79) 
2.) Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 

Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020.
3.) Bundesmusikverband Chor & Orchester, Informationen zur Durchführung von 

Mitgliederversammlungen, Stand 25.03.2020
4.) Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: Fragen und Antworten: 

Handlungsfähigkeit für Vereine und Stiftungen während der Corona-Krise, vom 
23.03.2020


